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Sachverhalt:

Die Fraktion „Die Linke“ Wegberg hat nach § 2 der Geschäftsordnung für den Rat 
und die Ausschüsse der Stadt Wegberg den beiliegenden Antrag gestellt.
 
Gleichlautende Anträge wurden bereits in den Jahren 2010, 2013 und in 2015 
gestellt.

Der nun vorliegende Antrag wird damit begründet, dass aufgrund der 
demografischen Entwicklung zu erkennen sei, dass mit rückläufigen Schülerzahlen 
für die weiterführenden Schulen zu rechnen ist. Es sei festzustellen, dass es im Kreis 
Heinsberg eine starke Nachfrage für die Gesamtschule gebe, die alle Abschlüsse 
und das Abitur nach 13 Jahren (G9) anbiete. Auch das längere gemeinsame Lernen 
der unterschiedlich begabten Kinder sei für die Eltern „ein guter Grund“ zur 
Entscheidung für diese Schulform.
 
Zunächst kann festgestellt werden, dass die demografische Entwicklung mittel- bis 
langfristig zunächst keine dramatischen Folgen für die weiterführenden Schulen in 
Wegberg haben wird. Die Schülerzahlen sind auf niedrigem Niveau bei 210-230 
Schülerinnen und Schülern je Jahrgang stabil. Die Einführung des Abiturs nach 13 
Jahren (G9) am Maximilian-Kolbe-Gymnasium lässt die Schülerzahlen dort 
voraussichtlich wieder um rund 75 Schülerinnen und Schüler steigen. Die aktuelle 
Schulentwicklungsplanung, die derzeit im Auftrage des Kreises Heinsberg erstellt 
wird, geht bei der Schülerzahlentwicklung an den weiterführenden Schulen in 
Wegberg bis zum Schuljahr 2022/23 von einem Rückgang von rund 200 
Schülerinnen und Schülern -verteilt auf alle Schulformen und alle Jahrgänge- aus. 
Hiernach wird wieder mit leicht steigenden Zahlen gerechnet.   
 
Da die Übergangsquote zu den Gymnasien kreisweit ca. 50% aller Schülerinnen und 
Schüler, die auf einen weiterführende Schule wechseln, beträgt, kann von einer 
übermäßig starken Nachfrage der Eltern nach dem Schultyp Gesamtschule nicht 
gesprochen werden. Eine hohe Nachfrage nach Gesamtschulplätzen entsteht sehr 
häufig und punktuell dort, wo andere Schultypen gar nicht angeboten werden. Dies 
ist z.B. in der Stadt Wassenberg der Fall.



In der im Rahmen der Schulentwicklungsplanung gegründeten Arbeitsgruppe 
„weiterführende Schulen“ ist im Jahr 2015 unter Beteiligung der Schulleiterinnen und 
Schulleiter über die Schulsituation gesprochen und es sind weitere 
Optimierungsbereiche festgelegt worden. Hier sei beispielhaft das Marketingkonzept 
der Schulen genannt. Insgesamt waren die Mitglieder der Arbeitsgruppe der 
Überzeugung, dass in den weiterführenden Schulen der Stadt Wegberg sehr gute 
Arbeit geleistet werde. So kann beispielsweise die Schule am Grenzlandring eine 
sehr hohe Vermittlungsquote für ihre Entlassschülerinnen und –schüler nachweisen.
In Wegberg werden derzeit alle möglichen Abschlüsse, die auch an einer 
Gesamtschule erworben werden können, an den bestehenden Schulformen 
angeboten. Ein Schulwechsel zwischen den Schulformen ist -aufgrund der 
räumlichen Situation und der intensiven Zusammenarbeit der weiterführenden 
Schulen untereinander- möglich. Auch die zieldifferente Unterrichtung ist als 
individuelle Einzelfalllösung möglich. Von daher wurde ein akuter 
Veränderungsbedarf der Schulformen durch die Arbeitsgruppe nicht gesehen.
 
Hinzu kommt, dass die Einrichtung einer Gesamtschule aufgrund der bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen (§ 82 SchulG NRW) mindestens vierzügig mit 100 
Schülerinnen und Schülern je Jahrgangsstufe zu erfolgen hätte. Aufgrund dieser 
Zahlen liegt es auf der Hand, dass die Einrichtung einer Gesamtschule zwangsläufig 
zu Lasten bestehender – und in Wegberg bewährter - Schulformen gehen würde. 
Alle drei bestehenden Schulen müssten in einer Gesamtschule aufgehen, um hier 
einen ordentlichen Betrieb sicherstellen zu können.
 

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Bildung, Kultur, Soziales und Sport beschließt, eine 
Elternbefragung zur Schulform nicht durchzuführen.

Kosten und Finanzierung:

Durch den Beschluss entstehen keine unmittelbaren Kosten.
 

Alternativen:

Alternativen werden von der Verwaltung nicht vorgeschlagen.

Anlage/n:

Antrag der Fraktion „Die Linke“ vom 09.04.2018
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Bürgermeister                                                                                    Wegberg, 09.04.2018                                                

Michael Stock 

Rathausplatz 25 

41844 Wegberg 

  
 

 

Antrag gem. § 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse 

 

Sehr geehrter Herr Stock,  

  

die LINKE-Fraktion im Rat der Stadt Wegberg stellt folgenden Antrag: 

 

Der Rat möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen, zum Zweck der Feststellung  

des Gesamtschulbedarfs die Eltern der betreffenden Schuljahrgänge zu befragen, ob sie  

die Einrichtung einer Gesamtschule in Wegberg als erforderlich betrachten und deren 

grundsätzliche Notwendigkeit  fordern. 

 

Begründung: 

 

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf frühere Anträge bzw. Diskussionen über das  

Fehlen eines Gesamtschulangebotes an unserem Schulstandort Wegberg. 

Nach § 78 Abs. 4 Satz 2 des Schulgesetzes für das Land NRW ( SchulG NRW ) sind 

Schulträger verpflichtet, Schulen zu errichten oder fortzuführen, wenn in ihrem Gebiet  

ein Bedürfnis dafür besteht und die Mindestgröße ( § 82 SchulG) gewährleistet ist.  

Bei der Feststellung des Bedürfnisses ist neben der Entwicklung des Schüleraufkommens  

der Wille der Eltern zu berücksichtigen (78 Abs. 5 SchulG ). 

Aufgrund des demographischen Wandels lässt sich für die kommenden Jahre erkennen,  

dass mit Rückläufen für die weiterführenden Schulen zu rechnen ist. Es ist festzustellen,  

dass es im Kreis Heinsberg eine starke Nachfrage für die Gesamtschule, die nicht nur alle  

Abschlüsse, sondern auch das Abitur nach 13 Jahren anbietet, als Schulform gibt.  

Diese Tatsache und die Vorteile des gemeinsamen Lernens scheinen für die Elternschaft  

gute Gründe für die Gesamtschule zu sein und sollten auch für uns vordergründig sein. 

 

 

 



Im Leitbild Wegberg 2025 steht in der Priorisierung der Handlungsfelder „Wegberg als  

Wohnstadt“ an erster Stelle. 

Nach Einschätzung der LINKEN-Fraktion ist die Bedarfssituation äußert prekär;  

auch der Rat der Stadt Wegberg sollte ein Anwalt der Eltern sein und ihnen zu ihrem Recht 

verhelfen, die gewünschte Schulform für ihre Kinder zu finden. 

 

 

 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

 

 

 

Detlef Kuhr 

Fraktionsvorsitzender 
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